Wien, Donnerstag 22. December 1870. 


III. Jahrgang. Nr. 51. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſchrift a Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redacteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erscheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration in Moritz Perles' Buchhandlung in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Prünnmerationen find au die Moniniftration zu richten.) 
Bränumerationspreis: Für Wien mit Bufenbung in das Haus und für die öfterr. Krontänder ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl. batbiährig 2 fl, 
piertelführig 1 fl. Für das Aus land jährlid 8 Thaler. 


Inferate werben bidigſt berechnet. — Neclamationen, wenn uuverſpegelt, find portofrer, 


Mit 1. Jänner 1871 beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitfhrift für Verwaltung.“ 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre Pränumerations⸗ 
Erneuerung, ſowie überhaupt Gelder und Briefe 


an das Comptoir der „Wiener ⸗Zeitung,“ 
Grunangergaſſe Nr. 1 zu ſenden, 
wo ſich von Neujahr ab die Adminiſtration der „Zeitſchrift 
für Verwaltung“ befinden wird. 
Den Commiſſionsverlag für den Buchhandel behalt nach 
wie vor Herr Moritz Perles in Wien. 


Jn halt: 
Zur Froge: Was ifl ala vereinsmäßige Thötigteit anzuſe hen? 
Mitthellungen aus der Bragia: 

Zur Frage, wem bie Entrichtung der Steuern, bezlehunggweiſe der Wememde. 
znſchläge, rüſckſichtlich jener Grunbthei welche zufolge rechts, 
krüfliger Grundlaſen-Ablöſunggerkenntniſſe obgelrelen worden find, Hits 
ſichtlich welcher jedoch die amtliche Vermarkung noch nicht Rattgefunden hat. 

n) Dag Expropriationserkenntuiß darf nicht ein blos beiläufiges Ausmaß Bdes 
abzutretenden Grundes ſeſlſetzen. 

b) Die Eulſcheidung über die Abtretung von Früchten bildet keinen Gegenſland 
des Erpropriaripngerfenntnifles, 

Notizen. 
Werionalien. 
Erledigungen. 


Zur Frage: Was iſt als vereinsmäßige Thätigſteit 
anzufehen? 
(Ein Judicat zum Vereinsgeſehe vom 15. November 1867, Nr. 134 R. G. Bl.) 


Wider die Univerſikätsſtudirenden A, B, C und D, als Aus⸗ 
ſchußmitglieder der an der Wiener Hochſchule ſeit mehr als zwei Jahren 
beſtehenden Verbindung „Studentenklub“, wurde bei dem k. k. ſt. d. 
Beztrksgerichte Stadt Wien eine ſtrafgerichtliche Schlußverhandlung 
wegen kebertretung des Vereiusgeſetzes durchgeführt, welche, nachdem 
ſowohl der intervenirende Vertreter der k. k. Staatsanwaltſchoſt in 
ſeiner Außerung, als der Vertheldiger des Hauptangeklagten in feinem | 
Plaidoyer, und zwar jeder aus anderen Gründen fire die Nichtſchuldig⸗ 
erklärung der Beſchuldigten geſprochen hatten, mit dem wider A, B, 
und D geſchöpften und mündlich verkündeten Nichlſchulderkenntniſſe 
vom 28. November d. J., Z. 5857, endete. Nachstehend theilen wir 
die ausführliche, den Thatbeſtund des Rechtsfalles und die Anſichten 
ſowohl der Staatsanwaltſchaft als der Vertheidigung rerapitulirende 
Begründung dieſes richter lichen Nichtſchulderkenntniſſes mit: 

„Wider die vier Beſchuldigten A, B, C und D, von welchen 
A Obmann oder Senjor, B Säckelwart und 0 Schriftwart der 
ſtudentiſchen Verbindung „Studentenklub“ in Folge der in den erſten 
Octobertagen d. J. erfolgten Neuconſtituirung dieſes Geſellſchofts⸗ 
comite's find, während D als Mitbegründer derſelben ſchon im Jahre 


1868 gegründeten Verbindung und als deren vorjähriges Ausſchuß⸗ 
mitglied bezeichnet wird, war von Seite der loblichen Polizeibehörde 


anläßlich eines in Nr. 275 der „Morgenpoſt“ unter der Rubrik: 
„Vereius⸗ und Volksverſammlungen“ erfchleneuen Berichtes über eine 
erſte diesjährige Studenteuelnb⸗Verſammlung, die Anzeige wegen Ueber⸗ 
tretung der 88. 4, 12, 21 und 30 des Verelnsgeſetzes erſtattet worden. 

Aus den polizeilichen und den gerichtlichen Vorerhehungen, aus 
den von dem Beſchuldigten A. zu Gerichtshanden erlegten, dem „Stu⸗ 
deutenklub“ gehörigen Schriftſtäcken, endlich aus der gerichtlichen Ver⸗ 
antwortung der drei perſönlich erſchſenenen Angeklagten bei der Schluß⸗ 
verhaudlung hat ſich nur ergeben und it ſtrafproceſſual erwieſen, 
daß dle drei perfönlich erſchlenenen Beſchuldigten A, B und 0, ger 
wählte Ausſchußwitglleder der felt 20. Jänner 1868 beſtehenden Sku⸗ 
dentenverbindung „Studentenclub“, und zwar erſt in Folge einer am 
1. oder 2. October d. J. erfolgten Neuconſtitujrung des Verbindungs⸗ 
ausſchuſſes, find, daß ferner im ganzen Verlaufe des Sommerhalb⸗ 
jahres 1870, und zwar ſeit einem am 24. März 1870 abgehaltenen 


| Clubabende, die gewoͤhulſche geſellſchaftliche Thätigkeit des Studenten⸗ 


clubs bis zur Ausſchußwahl im Detober 1870 geruht habe, daß dieſe 
geſellſchaftliche Thätigkeit in den Vorſahren in Pflege der Geſelligkelt 
und regelmäßiger Veranſtaltung und Abhaltung miſſeuſchaftlicher Re⸗ 
feratsvorträge, allerdings auch über politiſche Tagesereigniſſe, wie z. B. 
die Boccheſen⸗ und die deutſche Frage, beſtanden habe. Im Laufe des 
jüngſt begonnenen Semeſters lagen als Manifeſtatiouen des „Studenten⸗ 
clubs“ eben nur die zumelft im Wege der Aeclamatſon erfolgte Aus⸗ 
ſchußwahl vom 2. October d. F. und eine in einer ſeparirten Gaſt⸗ 
hauslokalität veranſtaltete geſellſchaftliche Verfammlung tom 3. Octo⸗ 


ber d. J. vor, bei welch' letzterer das Ausſchußmitglied B, über die 


Krlegsereiguiſſe des verfloſſeuen Sommers im Rahmen und Sinne eines 
wiſfenſchafklich⸗politiſchen Referates berichtete und hledurch zu einer 
Discuffion Anlaß gab, an welcher ſich auch blos geladene Geſellſchoſts⸗ 
gäfte betheillgten. Erſt nach der polizeilichen Beauſtändung des Stu⸗ 
dentenclubs, der ſogleich feine Thätigkeit gänzlich einſtellte, verfaßte, 
wie ferner conſtatirt wurde, der Beſchuldigte A, wie er angibt, nach 
dem Muſter der behördlich genehmigten Statuten einer anderen Stu⸗ 
dentenverbindung auch einen Entwurf von Vereinsſtatuten für den 
Studentenclub, um dieſen als Verein zu confiruiren und als ſolchen 


von der Behörde genehmigen zu laſſen. A brachte auch wirklich ge⸗ 


meinſam mit den ſogenannten proviſoriſchen Ausſchußmitgliedern am 
24. October d. J. (laut erlegten Praſentationsrathſchlages) eine Ver⸗ 
einsgründungsauzeige unter Anſchluß des nunmehr gleichfalls bei Ge⸗ 
richt erlegten Statuteueutwurfes bei der k. k. niederöſterr. Statthal⸗ 
terei ein. Die hochlöbliche k. k. niederöſterr. Statthalterei unterſagte, 
wie gleichfalls vorliegt, mit dem noch nicht rechtskräftig gewordenen 
Decrete vom 16. November d. J., 3 33131, die angezeigte Vereins⸗ 
bildung, weil die zu allgemeine Faſſung der vorgelegten Statuten den 
eigentlichen Vereinszweck (als folder erſcheint in dieſen Statuten: 
Förderung echt freundſchaftlicher Gefühle unter den Verbundenen und 
Pflege der Gefelligkeit) nicht erſichtlich mache und weil eine im 9. 7 
der Statuten erſichtliche nationale Tendenz („Erforderniß der Vereins⸗ 
mitgliedſchaft, daß der Theilnehmer Deutſcher ſei und ſich als folder 
bekenne“) eine politiſche Thätigkeit des als Geſelligkeitsverein zu grün⸗ 
denden Clubs vermuthen laſſe. 

Zur Ergänzung des erhobenen Sachverhaltes und Thutbeſtandeg 
muß endlich noch ala conſtatirt erwähnt werden, daß die Zahl der 


2 


Gefellſchaftsmitglieder des Studentenelubs nach den vorgefundenen 
Aufzeichnungen circa 17 — 20 Kopfe betrug, daß ferner die von dem 
letzten Obmanne des Studenteuklubs, dem Beſchuldigten A, am 
3. October d. J. in einem geſchloſfenen Gaſthauslocale veranſtaltete 
geſellſchaftliche Zuſammenkunft beiläufig nur von 20 Herren befucht 
war, daß in dem Studentenclub bis zu feiner erſten, am 14. October 
1870 erfolgten polizeilichen Beanſtändung keine ſchriftlich fixirten 
Statuten beftanden, daß vielmehr die allen Burſchenſchaften ſeit jeher 
eigenthümliche Ordnung und Repräſentanz durch einen Senior, Con⸗ 
fenior, Schriftwart, Säckelwart und Saugwart ſtillſchweigend acceptirt 
war, daß hingegen der in modernen Burſchenſchafteu übliche Fecht⸗ 
comment für den Club nicht galt, daß bei demſelben kein „Richtwart“ 
fungirte und kein Clubmitglied das übliche Vereinszeichen, ein breites 
ſchwarzrothgoldenes Band, zu tragen obligirt war, daß ferner jus⸗ 
beſondere zwiſchen den ohne ihr Zuthun als Clubmitglieder im gegen⸗ 
mürtigen Semeſter eingetragenen, ruückſichtlich aus dem vorjährigen 
Berzeichniſſe übertragenen Perſonen und den am 1. oder 2. October 
d. J. conſtituirten Ausſchüſſen eine feſte geſellſchaftliche Ordnung nicht 
verabredet erſcheine, daß das Disciplinarrecht des gewählten Obman⸗ 
nes nach den bisher geltenden Geflogenheiten ſich lediglich auf das 
Worterthellen und Kneipmaßregeln bezog, daß die i Studentenclub 
über Referate entfponnenen Discuffionen fich zumeiſt in dem Rahmen 
einer Kritik über die Leiſtung des Referenten bewegten, daß knebeſon⸗ 
dere nie über den Inhalt der polittſch⸗wiſſenſchaftlichen Referate meri⸗ 
tovifche Anträge geſtellk oder Abſtimmungen veranlaßt wurden, ſondern 
ſich die Abſtimmung, au welcher ſich überdies auch als Gäſte geladene 
Nichtmitglieder betheiligen konnten, zumeiſt nur auf formelle Fragen, 
als z. B. Schluß der Debatte bezog. Es ergab ſich, daß die Geſell⸗ 
ſchaftsmitglieder des Studentenelubs zunachſt und faſt ausſchließlich um 
ihre eigene Uebung im Vortrage und Referiren, um gegenſeltige Uns 
regung int freuudſchafllich gejelligen Verkehre thätig und beſtrebt 
erfcheinen und wurde ſchließlich conſtatirt, daß die Verſammlungen des 
Studentenclubs in den Vorjahren von parlamentariſchen Celebritaten. 
und bon mehreren akademiſchen Lehrern der Wiener Hochſchule als 
Guſten beſucht, und daß die ſchriftlichen Einladungen zur letzten 
Zuſammenkunft am 3. October d. J. von dem Profeſſorendecane der 
juriſtiſchen Facufrät in Wien als pidirt gefertigt worden ſeien. 

Da der von dem Vertreter der k. k. Wiener Staatsauwaltſchaft 
in feiner bei der Schlußverhandlung in Gemäßheit des h. Juſtiz⸗ 
Miniſt⸗Erlaſſes vom 31. Mal 1856, A. 10767, vorgetragenen, 
Aeußerung hauptſächlich und in erſter Linie hervorgehobene Grund 
eines Nichtſchuldigerkeuntulſſes, nämlich der angeblich erwieſeue Irr⸗ 
thum der jungen Studirenden über ihr Verhältuißß zum Vereinsgeſetze 
und der hieraus unter Beziehung des 9.2 St.⸗G.⸗B. dedieirte Mans 
gel einer böfen Abficht — bezüglich der in ge ſtehenden culpoſen 
Uebertretung einer als Geſetz geltenden Vereingordnung und nach dem 
allgemeinen Grundſatze des 8. 233 St.⸗G.⸗B. als nicht zutreffend 
und maßgebend erſcheinen dürfte, jo war vor Allem das objective 
Moment des erwiejenen Thatbeſtaudes in nähere Berückſichtigung zu 
ziehen, und waren die zwei Frageu richterlich zu beantworten: 1. St 
der Studentenclub, deffen Repräſentanten und Mitglieder drei der 
Beſchuldigten find, nach jeinen oben conſtatirten Manifeitationen über⸗ 
haupt ein Verein im Sinne des Vereinsgeſetzes, und 2. iſt derſelbe 
ein politiſcher Verein im Sinne desſelben Geſetzes. 

Das Vereinsgefetz vom 15. November 1867 (Nr. 134 R. G. Bl.) 
euthält keine geſetzliche Definition des „Vereines“ und des „politiſchen 
Vereines“, dagegen findet ſich in dem beſtandenen Vereiusgeſetze vom 
26. November 1852. Nr. 263 R. G. Bl. 8. 1, die geſetzliche Fixi⸗ 
rung der Bedingungen, „unter welchen die beſondere Bewilligung der 
Staatsvermaltung zur Errichtung aller Arten von Vereinen erforder: 
lich iſt und zwar heißt es dort „erſtens wenn Vereine nach einer 
vorhinein verabredeten Geſellſchaftsregel (Statuten) 
in der Art eingegangen werden ſollen, daß der Eintritt in den Verein 
ohne Beſchränkung auf die urſprünglichen Theilnehmer, Jedermann, 
der die feftgeſetzten Bedingungen erfüllt und ſich der geſellſchaftlichen 
Regel unterwirft, geftattet ift; die Anzahl der Geſellſchaftsglieder mag 
vorhinein beſtimmt ſein oder nicht.“ Wird biefe pojitive Clreumſerip⸗ 
tion des Vereinsbegriffes vom Standpunkte der öſterreichiſchen Geſetz⸗ 
gebung auf die couſtatirten geſellſchaftlichen Manifeftationen des 
Studentenelubs angewendet, fo zeigt ſich ſogleich der Mangel einer 
erwieſenen „vorhinein erfolgten Verabredung von Geſellſchaftsregeln.“ 
— Hält man aber den fixirten Staudpunkt des alten Vereiusgeſetzes 
bezüglich des Vereinsbegriffes für weſentlich modificirt und unanwend⸗ 
bar, daun iſt der Richter genöthigt ſich feine Interpretation aus der 


hiſtoriſchen Entwicklung des Vereinslebens und der Literatur desſelben 
zu holen und kann daun nicht umhin, der Anſicht der Vertheidigung 
beizupflichteu, daß der wiſſenſchaftlich couftruinte Begriff einer Vereins 
thätigkeit auf die conſtatirte Thätigkeit des Wiener Studentenclubs 
nicht auwendbar ſei. 

Die Ausführungen der Vertheidigung, daß nur eine ſolche Ver⸗ 
einigung von Perfouen, welche nach Außen wirken wolle, als ein 
Verein anzusehen ſei, ſtimmen faſt congruent mit jenen Begriffs⸗ 
fixtrungen zuſammen, welche ein Lehrer der Gefellſchaftswiſſenſchaft 
(Proſeſſor Stein) gegeben hat, nach welchen die Thätigkeit der Geſell⸗ 
ſchaft (im Gegenſatze zum Vereine) in der Forderung der Eiazeln⸗ 
iutereſſen der geſellſchaftlich Verbundenen, die Vereinsthäligkeit aber 
in der Betreibung und Realifivung eines allgemeinen oder doch eines 
außerhalb der Sphäre der Einzelnintereſſen der Verbundenen liegenden 
fremden Intereſſes beruhen fol. — Die Mitglieder des Studeuteu⸗ 
clubs wollten ſich gegenſeitig auregen und fördern, fie bezweckten eigene 
rhetoriſche und wiſſenſchaftliche Uebung der Clubmitglieder, ihre Thätige 
kelt und ihr Streben ging nicht über den Einzeluintereſſenkreis der 
Mitglieder hinaus und fo iſt denn auch die coſſtatirte Clubthätigkeit 
unter den wifſenſchaftlich entwickelten Vereinsbegriff nicht ſubſummirbar. 

Iſt der Studentenelub kein Verein überhaupt, To ift er folge⸗ 
richtig auch kein politiſcher Verein; er hat nach den vorliegenden Er⸗ 
hebungen überdies keine ſpeciell für politiſche Vereine charakteriſtiſche 
Thätigteit und Einwirkung auf das allgemeine ſoefale und politiſche 
Leben durch meritorſſche Mefolutionen, Petitionen oder Agitationen ent⸗ 
wickelt. Die von Vereinsmitgliedern rhetoriſch behandelten politiſchen 
Themata waren eben blos Stoff und Mittel zur eigenen Uebung und 
nicht Zlel oder Concluſion einer Debatte oder Agitatlon. 

Ift das von dem Beſchuldigten motivirte und repräſentirte Bes 
ſellſchaftsweſen kein Verein, fa kann denſelben eine Uebertretung des 
Vereiusgeſetzes nicht zur Laft gelegt werden; hiezu komint noch, daß 
die beſchuldigten Ausſchußmitglieder A, B und 0 das „Studenten 
Club“ genannte uud faeliſch beſtandene Geſellſchaftsweſen genau ges 
nominen nicht im Sinne des §. 4 des Vereinsgeſetzes erſt unter- 
nommen, ſondern ſchon von anderen Gründern it be x nommen haben, 
ein Umſtand, welcher auch durch die erſt ſpäter nach der polizeilichen 
Beanſtändung der facllſch entwickelten Geſellſchoftsthätigteit von den 
Beſchuldigten veranlaßte Statutenconcipirung und Vorlage nicht modi⸗ 
ficirt wird, weil nicht erwieſen wurde, daß dieſe ſpäter verſaßten Sta⸗ 
tuten der früheren geſellſchaftlichen Thätigkeit des Studenten⸗Elubs zu 
Grunde lagen, daß dieſe Statuten früher unter den Mitgliederu des 
Studenten⸗Clubs verabredet waren. 

Weder in dem eugeren Rahmen der mit den Beſchuldigten in 
caufalem Zuſammenhange ſteheuden letzten Clubthätigleit noch in dem 
aus den gerichtlichen Erhebungen gewonnenen größeren Bilde der feit 
Jahren entwickelten früheren Thätlgkeit des Studenten⸗Clubs iſt daher 
der oblective Thatbeſtand einer Uebertretung des Vereinsgeſetzes zu finden. 

Zur Vollſtändigleit der richterlichen Begründung erübrigt nun; 
noch die Erörterung der Frage, in wieweit und ob die Studirenden 
der Hochſchulen in Auſehung ihrer geſellſchaftlichen Verbindungen der 
Anwendbarkeit des allgemeinen Verelusgefetzes unterworfen feien. Nach 
9. 11 der für die Univerjitäten geltenden proviſoriſchen Disciplinars 
ordnung (Miniſterjal⸗Erlaß vom 13. October 1849, Z. 7215, R. 
G. Bl. 1849, Z. 416) „ſind Studentenverbiudungen nicht geſtattet.“ 

Daſelbſt heißt es weiter: „die Execution dleſes Verbotes ſieht 
nicht den akademſſchen, ſondern den allgemein bürgerlichen Behörden 
zu“. Dieſer gefetzlichen Beſtimmung iſt aber, wie übrigens ein Schrei⸗ 
ben des hohen Miniſteriums des Innern von 10. April 1868, Z. 1417 
M. 3, an die Statthalter in Böhmen, Galizien, Mähren, Skeier⸗ 
mark und Tirol ausdrücklich anerkaunte, durch das neue Vereinsgeſetz 
vom 15. November 1867 in Folge der im §. 38 dieſes Geſetzes ge⸗ 
troffenen Aufhebungsbeſtimmung, derogirt worden; *) hieraus folgt die 
Anwendbarkeit der Anordnungen, Verbote und Straffanctionen des 


Anmerkung des Einfenbers, Ein Minifterial-Ertaf vom 
10. Juli 1868, 3. 4873, bemerkt. „Durch g. 38 des Bereinegejekea iſt dagegen 
5. 12 der Diecipllnarordnung, infowett er ſich auf die Theilnohme von Studie 
renden der Hochſchulen an Bekeinen Nichlſſupirendet bezieht, nicht als aufgehoben 
zu betrachten. In Beziehung auf pollliſche Vereine find die Bestimmungen des 
11. Abſabes des Wereiusgefeien, inabefondere des g. 30 deselben wangabenh. 
Mas fedoch bie Werſammlungen von Stuptrenden anbelangt, fo bleiben, da das 
cheſeh Uber daß Verſammtungsrecht dom 15. November 1867 elne dein obeitiv- 
iem g. 38 des Vereinsgeſetzes analoge, allgemeine, verogatoriſche Anordnung ent 
Hält, nicht nur die bezuglichen Weftimmungen der 98. 710, sondern auch des 
8. 12, soweit ih biejelßer auf des Recht des a bemiſchen Senates beziehen, den 
Studirenden die Tbeilnahme an beſtümmten Verſammlungen Richtfubirenber zus 
unterſagen, nach wie vos in Geltung.” 


Vereinsgeſetzes auch auf die gefellſchaftlichen Verbindungen der Unwer⸗ 
ſitätsſtudirenden, ſowie die gerichtliche Competeuz zur Beurtheilung und 
Beſtrafung der von Univerſtlätsgörern begangenen Uebertretungen des 
Vereinsgeſetzes, deſſen prohſbitoriſchen Anordnungen ſich jeder Staats⸗ 
bürger in gleicher Weſſe unbedingt zu fügen hal“. Dr. L. A. 


—̃ — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, wem die Entrichtung der Steneru, beziehungswelſe der Ge⸗ 

meindezuſchläge, rückſichtlich jener Grundtheſle obliegt, weiche zufolge 

rechtskrüftiger Grundlaſten⸗Abtöſungserkenntniſſe abgetreten worden ſind, 

hiuſichtlich welcher jedoch die amtliche Vermarkung uoch nicht ſtattge⸗ 
funden hat. 


Mit Landesgeſetz dom 19. Februar 1869 wurde der Orts⸗ 
gemeinde E. zur Deckung von Schulhausbaukoſten die Eiahebung 
einer 173pergeutigen Umlage auf alle in der Schulgemeinde E. vor⸗ 
geſchriebenen direkten Steuern pro 1868 geſtattet. Nachdem zu dieſer 
Beſtragsleiſtung vermeintlich auch die Gutsinhabung K. durch Antou C. 
mit dem Umlagsbetrnge pr. 215 fl. 87 kr. im Verhäͤllnſſſe mit ihrer 
Steuerſchuldigkeit pr. 124 fl. 78%, kr. in der Steuergemeinde E. 
verpflichtet iſt, und dleſelbe wlederholt zur Zahlung ermahnt wurde, 
ohne ſich dazu herbeizuloſſen, wendete fih der Gemeindeporſteher 
von E. an die Bezirkshauptmaunſchaft in H, auf Grund des $. 825) 
der Gemeindeordnung vom 15. März 1864 für K. um Ergreifung 
der nothigen Maßregeln zur Einbringung des erwähnten Umlags⸗ 
betrages. 

aber eulſprechende Zahlungsaufforderung erklärte Anton C. in 
einer au die Gemeindevorftehung von E, gerichteten Eingabe, daß bie 
Beſchlußſaſſung der Gemeinde über die fragliche Umlage ungeſetzlich 
fei, Er könne zu den Schulhausbouauslagen nur nach Maßgabe der 
direkten Steuern, welche feinen wirklichen Beſitz in der Gemeinde 
treffen, beſſteuern. Dieſer Grundſotz fei bei Bemeſſung des Beitrages 
von 215 fl. 87½ kr. nicht beobachtet worden; denn als er ehemals 
in der Gemeinde E, bei 3550 Joch Wald beſeſſen, machte die dies⸗ 
fällige Steuer allerdings 124 fl. 78 kr. aus; nun fei dies aber 
nicht mehr der Fall, da er in Folge der Grundlaftenabſoſungsverhand⸗ 
lungen ber 1930 Joch Grund an die Gemeinde E. habe abtreten 
müſſen. Er erkläre ſich demnach bereit, nur jenen Beitrag zu leiſten, 
welcher ſich nach Ausſcheidung des auf den abgetretenen Grund und 
Boden entfallenden Steuerbetrages ergiebt. 

Dagegen machte die Gemeindevorſtehung E. geltend, die an die 
Jufaſſen von Ober- und Unter- D. abgetretene Waldfläche von angeb⸗ 
lich 1930 Joch habe vorläufig keine Beſitzänderung herbeigeführt, weil 
die Steuer Ab- und Zuſchreibung von den Finanzbehörden noch nicht. 
zveranlaßt wurde. Da ſich das Landesgeſetz vom 19. Februar 1869 
auf alle im Jahre 1868 erhobenen direkten Steuern ftüßt, ſo erachte 
ſich der Gemeindevorſteher zu einer Steuerabſchreibung nicht für 
berechtigt, er wolle jedoch der Bezirkshauptmaunſchaft anhelnuſtellen, zu 
entſcheiden, ob die Gutsinhabung K. von der in der Gemeinde E. 
vorgeſchriebenen Steuer pr. 124 fl. 78 ½ kr. den angeſprochenen 
178percentigen Zuſchlag pro 1868 mit 215 fl. 87½ kr. binnen 
vierzehn Tagen bei Vermeidung der Execution zu zahlen ſchuldig fei, 
oder ob es der Gemeindevertretung obliege, die Abſchreibung oder 
Richtigstellung der auf die abgetretene Waldfläche entfallenden Steuer 
vorzunehmen. 

Juzwiſchen wurde C. von der Gemeinde E. aufgefordert, auch 
die anf das Jahr 1869 entfallenden Umlagen und zwar 37 fl. 4] kr. 
an Gemeindekoſten und 24 fl. 98 kr. au Lehrer und Schulbeitrag, 
zuſammen 62 fl. 39 kr. zu zahlen, worauf derſelbe dieſelben Gründe 
auführte, die er rückſichtlich der Umlagen des Jahres 1868 geltend 
gemacht, mit der eventuellen Bitte, feine Eingabe als Recurs dem 
Landesausſchuſſe vorzulegen. 

Der Landesausſchuß leitete die Verhandlung au die Bezlrks⸗ 
hauptmaunſchaft in H., weil es ſich in biefen Falle darum handle, 
ob der fragliche Umlageruͤckſtand des Anton C. im Enecutionswege 
zur Einbringung geeignet ſei oder nicht, worüber, da die Executions⸗ 
verwilligung zur Hereinbringung von Steuerzuſchlägen u. |. w. für 
Gemeindezwecke nach dem klaren Wortlaute des 8. 82 der Gemeindeord⸗ 


) Enthält bie Beffimmung über die Einhebung der Sleuerzuſchläge. 
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uung ame den politiſchen Behörden zuſteht, auch nur die letzleren zu 
erkennen berufen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaft ſaßte nun die beiden Verhandlungen 
pro 1868 und 1869 zufammen, und entſchied mit dem Erkeuntnſſſe 
vom 4. April 1870, Z. 490, Auton C. habe die rückſtändigen Um⸗ 
lagen in der Gemeinde E. pro 1868 und 1869 pr. 278 fl. 26 ½ kr. 
zu bezahlen, „da die Einwendung der Unrichtigkeit der Grundlage zur 
Bemeſſung der fraglichen Umlagen nicht ſtichhältig ſei, indem die 
Grundabtretung nicht durchgeführt und C. noch immer laudtäflicher 
und facliſcher Beſitzer des gedachten Waldtheiles ſei, wovon er auch 
die direkten Steuern zahle.“ N 

Im Recurſe an die Landesregierung gibt Recurreut zu, daß er 
noch immer die Grundſteuer auch für die von feinem Beſitze nicht 
abgeſchriebene Waldfläche zahle, die Verzögerung der Ab: und Zuſchrei⸗ 
bungen in den öffentlichen Büchern und Steuergeten hinſichtlich der 
Waldfläche pr 1930 Joch ſeitens der Grundlaſteuablöfungsbehoͤrde könne 
ihm aber nicht zum Nachtheile gereichen; er erſuche daher um vor⸗ 
läufige Richtigftellung der von ihm zu entrichtenden Steuern, und um 
nachherige Entſcheidung über die von ihin zu leiftenden Beiträge und 
Umlagen, 

Die Bezirkshauptmaunſchaft in H. wurde uun von der Landes⸗ 
regierung aufgefordert, zu erheben, ob und feit wann die von den 
erwähnten Umlagen betroffenen Gründe in den factifchen Beſitz der 
Inſaſſen von E. übergegaugen ſeien. 

Hierüber berichtete nun die Bezirkshauptmannſchaft 5, daß Re⸗ 
current fünf Parzellen, auf welche eine direete Steuerſchuldiglejt von 
zuſammen 10 fl. 92 kr. entfällt, der Stadtgemeinde E. gauz, zwei 
andere Pareellen aber, mit einer Geſammtſchuldigkeit an directen 
Steuern pr. 1 fl. 74 kr. zum Theile an Inſaſſen der Gemeinde E, 
abtreten mußte, daß die Erkeuntniſſe der Grundlaſtenablöſungscom⸗ 
miſſion längſt rechtekräftig geworden und daß die fraglichen Ablre⸗ 
tungen mit dem Zeitpunkte der eingetretenen Rechtskraſt der Er⸗ 
kenkniffe in Wirkſamkeit zu treten haben, daß jedoch die officielle Ver⸗ 
markung dieſer Terraſue erſt vom 22. Auguſt 1870 an in Angriff 
genommen werden wird. 

Die Landesregierung hob nun die bezirkshauptmannſchaftliche 
Eulſcheldung auf, und erkaunte, „daß die Gemeiudeumlagen, welche 
auf die vom Gute K. im Wege der Grundlaſteuablöſung an die 
Juſaſſen von E. abgetretenen, in der Steuergemeinde E, gelegenen, 
Parcellen nach Maßgabe der für dieſelben vorgeſchriebenen ͤdſteuer 
entfallen, bis zu dem Zeitpnukte, an welchen die rechtskräftigen Er⸗ 
lenutniſſe der Grundlaſtenabloſungs- und Regulirungs⸗Landescommiſſiou 
den Eintritt der Wirkſamkeſt der bezüglichen Abtretungen knüpfen, 
von dem Gute K., dagegen von jenem Zeitpunkte an, von den 
betreffenden Infaſſen einzuheben feien, well dieſe mit jenem Zeitpunkte 
in deu thatſächlichen Beſitz und Genuß der fraglichen Parcellen getre⸗ 
ten find, daher auch die mit Grund und Boden verbundenen Laſten 
ohne Rückſicht darauf, ob die grumdbücherliche Ab- und Anſchreibung 
berelts erfolgt iſt, zu tragen haben.“ 

In dem gegen dieſe Laudesregierungs⸗Entſcheidung eingebrachten 
Miniſtertalrecurſe gibt die Gemeinde E. das Beſtehen der Grundlaſteu⸗ 
Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Vandescommiſſions⸗Erkenntniſſe zwar zu. 
allein dieſelben hatten nach ihrer Anſicht entweder noch gar keine 
Rechtskraft erlangt, indem es in einem der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ 
Ertenntniſſe wörtlich heißt, daß dasſelbe erft vom Zeitpunkte der 
geſchehenen Vermarkung und Grenzbeſchrelbung an, ſowie der geleiſte⸗ 
ten Zahlung ſämmtlicher Ausgleichsbeträge in Wirkſamkeit zu treten 
hat. Nachdem diefe Vorausſetzungen nicht eingetroffen, ſei C. ſchuldig, 
alle Stenern und Zuſchläge für die Jahre 1868, 1869 und auch 
pro 1870 zu zahlen, um fo mehr, als die Auſſicht über die abzu⸗ 
tretenden Waldparcellen vom Förſter des Gutes K. noch immer 
geführt, und auch die Jagdgerechtigkeit darin zu Gunſten der Gute» 
inhabung ausgeubt wird; es könne alſo die Inſaſſen die 
Zahlung der bezüglichen Zuſchläge um fo weniger treffen, als das 
Gut K. bis heute fümmtliche land.⸗fürſt. Steuern ſammt Zuſchlägen d. i. 
auch pro 1870 dem Steueromte in O. zu zahlen verpflichtet und eine 
Abſchreibung der auf die abzutretenden Objekte entfallenden Steuern 
noch nicht erfolgt iſt, ohne welche die Gemeinde auch die Repartition, 
nicht richtig zu ſtellen und die beſchloffenen Gemeindeumlagen nicht 
einzubringen vermag. So lange die geometriſchen Wrbeiten nich! 
vollendet, könne der thatſächliche Befitz und Genuß der fraglichen Par⸗ 
cellen, welcher zum Theile für die Juſaſſen von E, eingetreten iſt, 
nicht als feſtgeſtellt betrachtet werden. Es gehe nicht un, daß eine 
Partei die Zahlung der l. f. Steuern, die andere aber die Oemeinde⸗ 


umlagen nach Tagen berechnet übernehmen ſoll. Diejenige Partei, 
welche im Steuerkataſter als zahlungspflichtig eingetragen if, habe 
vielmehr alle Steuern und Zuſchläge für das ganze Jahr zu berichtigen, 
da die Gemeindeumlagen ebenfo wie die l. f. Steuern mit Beginne 
eines jeden Jahres repartirt werden und einzubringen ſind. Dem 
Gegner bleibe das Regreßrecht unbenammen. Die Gemeindevorſtehung 
bittet daher, unter Aufhebung der Entscheidung der Landesregierung zu 
erkennen, der Gutsinhaber Anton C. ſei verpflichtet, die rückſtändigen 
Gemeindeumlagen pro 1868 und 1869 mit 278 fl. 26 ½ kr. und 
die laufenden pro 1870 mit 57 fl. 69 kr. zu zahlen. 

Das Minifterium des Junern entſchied hierüber unterm 10. Sep⸗ 
tember 1870, Z. 13050, wie folgt: 

„In Abünderung der von der Landesregierung gefallten Ent⸗ 
ſcheidung, mit welcher über das Ausmaß der von der Guteinhabung 
K. an die Gemeinde E. zu zahlenden Gemeindeumlagen aus den 
Jahren 1868 und 1969 erkannt wurde, wird dem dagegen ergriffenen 
Merurſe die Gemeinde E. mit Aufrechthaltung und aus den Gründen 
der Entſcheidung des Bezirkshauptmannes in H. vom 4. April 1870, 
3. 490, Folge gegeben.“ N 


a) Das Expropriatſvnserkenntniz darf nicht eln blos beilͤufſges Aus- 
maß des abzutretenden Grundes feſtſetzen. 

b) Die Entſcheidung über die Abtretung vou Früchten bildet leinen 
Gegeuſtand des Expropriallonserkenutniſſes. 


Mehrere Grundbeſitzer aus S. und Sch. recurrirten gegen die 
von der Landesbehörde verfuͤgte Ezproprlation von Grundſtücken zum 
Baue der Salzburg⸗Halleiner Eiſeubahn an das Miniſterium des 
Innern, indem fie anführten, daß das Flachenmaß der zu expro⸗ 
prlirenden Parcellen in den Erkeuntniſſen der Landesbehörde uur beis 
läufig bezeichnet, und daß nicht blos die Enteignung des Grundes 
ſelbſt, ſondern auch von Frucht und Bäumen (nach dem im Expropria⸗ 
tionsgeſuche der Elſenbahnunternehmung geſtellten Begehren) ausge⸗ 
ſprochen wurde. 

Die Landesbehörde machte in dem Eiubegleltungsberichte zu dem 
Miniſterialrecurſe der Grundbeſitzer aus S. und Sch. geltend, daß 
die Bezeichnung des von jeder Parcelle unumgänglich nothwendigen 
Grunderſorderniſſes in einer ganz beſlimmten Zahl von Quadrat 
klaſtern gleich hei Fällung der Expropriationserkenutniſſe — vor der 
durch die frühere factiſche Grunderwerbung bedingten Ausführung der 
Erdarbeiten und des Bahnkörpers überhaupt nicht thunlich erſchien. 

Dae Miniſterium dez Innern änderte mit Entſcheidung vom 
7. November 1870, 3. 13890, die Erkenntniſſe der Landesregierung 
dahin ab, daß das darin blos bellaͤufig feſtgeſetzte Ausmaß der in die 
Expropriation gezogenen Gründe als das Maximalausmaß des von 
den Recurrenten an die Eiſenbahn abzutretenden Grundes zu gelten, 
und daß die Abtretung eines etwa noch erſorderlichen Mehrausmaßes 
eventuell den Gegenſtand einer neuerlichen Verhandlung zu bilden hat, 
„weil die blos beiläufige Feſtſetzung des abzutretenden Grundausmaßes 
mit dem Begriff eines Exproprlatlonserkenntniſſes, welches den Aus: 
ſpruch über das Maß der nothwendigen Grundabtretung enthalten und 
für die Elfenbahnunternehmung den Titel zur Erwerbung des Grunde 
eigenthums bilden ſoll, nicht vereinbar iſt.“ 

Desgleichen wurde die in den Erkenntniſſen der Landesregierung 
enthaltene Beſtimmung, wornach die Expropriation auch auf die Früchte 
und Bäume, welche ſich auf den zu enteignenden Gründen befinden, 
ausgedehnt worden iſt, aufgehoben, „weil die Enlſcheidung über die 
Abtretung von Früchten keinen Gegenſtand des Expropriationserkennt⸗ 
niſſes zu bilden hat.“ A e . 

ä ——ů 


Notizen. 


(Juriſten⸗Kalender.) Im Verlage von Moriz Rerles in Wien iſt 
heuer ber 2. Jahrgang des FJuriſten⸗Kalenders (pro 1871) erſchienen. Auzer den 
ſchon dem erflen Jahrgange beigegehen gemejenen Beilagen enthält der vorliegende 
Kalender an neuen pracliſchen Zugaben: einen „Abriß des in Ungarn geltenden 
civilgerichtlichen Verfahrens in Streitſachen“, das Formular eines bedingten Eud⸗ 
urtheils, eine Sriflentabelle (umfoffenh alle Proceßarten), Tabelle zur Berechnung 
der Kronkenhausfondsbeitröge, dos Verzeichniß der Prioritäten, welche bie Eignung 
zur Anlage von Pupillengeldern beſitzen u. o. Der Auszug aus dem Gebühren⸗ 
lartfe in heuer theilweise ergänzt und überſichtlicher geordnet, das in das Schema 
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der Gerichts- und Berwaltungsbehörden eingefügte Verzeichniß der Arnofaten und 
Notare iM auf Grundlage authentischer Daten nach dem Stande von Ende 
Anguft berichtiget. Durch die Bereicherung mit für den proktiſchen Juriſten ſehr 
werifvollen Beigaben hat ber Taschenkalender an Handlichkeit gegenüber dem 
Kolender des Vorjahres nicht nur nicht verloren, es il im Gegentßeile durch eine 
glückliche Orncanordnung und ber berfchönerter Ansſtatlung für die Haublichfeit 
des Taschenbuches noch erheblſches gewonnen worden. In ſoſcher Geſtaltung genugt 
der Kalender noch allen Richtungen zin — und wird ſich wohl auch bald als 
allgemeines Taſcheubuch ber Jurſſtenwelt eingelebt hoben. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Maoleſtät haben bem Director - Stellvertreter der k. k. priv. Kaſſerin 
Eliſabeth⸗Bahn, kaiſerl. Mathe Vincenz Alfred Michel Nitter v. Weſiland die 
Würde eines l. k. Truchſeſſen verliehen. 

Se. Majeſial Haben den Bezirfshauptmann zweiter Elaſſe Eugen Ritter von 
Styrzza zum Regierungsrathe ber ber Landesregierung in Ezernawith ernannt. 

Se. Maoleſtät haben den Kitular-Dinifterlaffecretäten Rudolf Freiberg 
und Dr. Heinrich Blumenflof jedem tarfrei den Kharafter eines Minifleriale 
ſecretarg verliehen. 

St, Mofeſät haben dem Kanzleinfficiolen des Ackerbaumlinſſteriume Johann 
Strizner den Titel und Charakter eines Hilfgämlerdfreckiongadluncten verlſehen. 

Der Minſſſer dee Innern hat bie Profefforen Dr. Eduord Hofmann und 
Dr. Anton Eſchurtſchenthaler, den Bezirksarzt Dr. Jofef Ploſeller und 
die practiſchen Aerzte Dr. Josef Gillyu ber und Dr. floor Mörz zu orden 
lichen Mitgliedern des Londesſaniiklerothes für Tirol und Vorartberg ernaunk. 

Der Miniſter des Innern hat bie ſiſlemiſtrte Stelle bes Londesthierarzles 
im Herzogthum Salzburg dent Thierarzle Jakob Lechner verliehen. 

Der Minifer des Innern Hat zel dei ber Prager Polizeibtrerlion erlebigte 
Obercommiſſchrſtiellen dem Titular-Obercommiſſar Karl Zueber v. Nordheim 
und dem Poligeicommiffär Leopold Wagner verliehen, und die Aftrare derselben 
Poligeivirection Vincenz Piwak und Joſef Pao e zu Poligeicommifläre bar 
ſelbſt ernannt. 

Der Aderbanminifter hat ben Kanzleiofficiaten Franz Hrusa zum Hilfe 
ümterpirectlonsadjuncten am Ackerbaummiſterlum ernannt. 


Erledigungen 
aus dent Amksblatte der „Wiener Zeitung“. 


Ingenſeursſtelle mit 1090 fl. Gehalt jäheljch und eventuell eine Banabjuncten« 
stelle mit 700 fl. Gehalt jührlich für Eirol und Vorarlberg bis 8. Jänner 1871. 
(Amtsblatt Nr. 311.) 

wei prov. Amtsdienerſtellen bei der Hernalſer Bezivlshauptmannfchaft mit 
210 fl. jährlicher Entlohnung, bis 26. December k. J. (Amtsblatt Nr. 912.) 

Forſtpractikantenſtelle bei ber palmatiniſchen Statthaltexei mit 367 fl. 50 lr. 
Apjutum jährlich, bis 10 Jänner 1871. (Amtsblatt Rr. 912.) 

Steuereinnehmereſtelle erſter Claſſe in Nlederöſterreich mit 945 fl. Gehalt 
jährlich, daun einer Qulage von 55 fl., eventuell zweiter und dritter Claſſe init 
840 fl. Gehalt und einer derlei Zulage von 60 fl. und 735 fl. Gehalt und einer 
Zulage von 65 fl., oder eine Controlorsſielle mit 735 fl. Gehalt Jährlich und 
einer Zulage von 65 fl., 630 fl. und einer Zulage von 70 fl., und 525 fl. und 
einer Zulage von 75 fl. 472 fl. 60 kr. und Zulage von 77 fl. 50 tr., 420 fi 
und Zulage von 60 fl. oder eine Afliflentenftelle mit 867 fl. 50 ke. und einer 
Zulage von 82 fl. 50 kr., ſämmtlich, mit Ausnahme der letzten, gegen Caulſons⸗ 
erlag, bis 12, Jänner 1871. (Amtsblatt Nr. 314.) 

Controforgſtelle beim Poſſamte Kratau 1100 fl. Geßalt, eventuell 1000 fl. 
bie 20. Jänner 1871. (Amtablatt Nr. 916.) 

Controloraſtelle beim PoRamte in Reichenberg 1100 fl. Gezalt jährlich, bie 
20. Jünner 1871. (Amtsblatt Nr. 316.) 

Woftofficialaftefle im galiziſchen Poſidireclionsbezirke 700 fl. Jahresgehalt, 
600 fl. Gaution, bis 20. Fünnen 1871. (Amtsblatt Rr. 316.) 

Bezivläcommifiäzöftelle in Dalmatien 1200 fl. Wehatt jährlich, eventuell 
1000 fl. ober 800 fl., bis 6. Jaͤnner 1871. [Amtsblatt Nr. 916.) 


Concurs 


zur Befetzung der Stelle eines dritten Stadt⸗Sceretärs bel dem 
Bürgermeiſteramte zu Troppau. 


Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchriebenen, 
mit den Nachweifen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bis⸗ 
herigen praktiſchen Verwendung, der, mit gutem Erfolge zurückgelegten, 
juridiſchen Studien und geſetzlichen Befähigung für den politiſchen 
Staatsdienſt belegten, Geſuche bis 31. Jänner 1871 hieramts 
einzubringen. 

Mit dieſem Dienftpoften iſt ein Jahresgehalt von 1000 fl. 6. W., 
die Penſtonsfähigkelt dermal nach dem jeweilig geltenden Staats⸗Pen⸗ 
ſtonsnormale verbunden. 

Bürgermeiſteramt Troppau, am 10. December 1870. 


Der Bürgernteiſter: K. Heinz. 


Druck von Wilhelm Köhler in Wien. 


erlag von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


